
ie Stadtvertretung hat auf ihrer Dezembersitzung mit den 
Stimmen von CDU, FWB, SPD und Grünen eine Erhöhung 
der Strompreise um rd. 1.5 % beschlossen. Wenn auch die-

ses Mal von den Stadtwerken der Hauptteil der Erhöhung aufge-
fangen wurde, so haben sich die Strompreise für die Verbraucher 
in den letzten 20 Jahren verdoppelt, und steigende Strompreise 
treffen Menschen mit geringem Einkommen besonders stark. Des-
halb lehnte die BALL-Fraktion sowie eine SPD-Stadtvertreterin die 
Erhöhung aus sozialen und grundsätzlichen Erwägungen ab.
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ie Beschlüsse der Stadt-
vertretung werden 
normalerweise in den 

Ausschusssitzungen vorbe-
reitet. Diese sind maximal öf-
fentlich abzuhalten, damit die 
Bürgerinnen und Bürger die 
Diskussion und Argumentati-
onen verfolgen können. Nur 
mit besonderer Begründung, z. 
B. wenn personengeschützte 
Daten erwähnt werden, sollen 
Themen in nicht-öffentlicher 
Sitzung behandelt werden. 
Das sind demokratische Selbst-
verständlichkeiten. So will es
die Gemeindeordnung in 
Schleswig-Holstein. Im Gegen-
satz dazu hat sich im Barm-
stedter Rathaus eine Tendenz 
entwickelt, wichtige Themen 
außerhalb der Ausschusssit-
zungen in nicht-öffentlichen 

„Arbeitsgruppen“ der Fraktio-
nen vorzubereiten und abzu-
sprechen. Im Ergebnis erfolgen 
dann in den Ausschusssitzun-
gen – wenn überhaupt – eher 
Scheindiskussionen. Die Aus-
schusssitzungen werden ent-
wertet. Die BALL hat diese Ten-
denz wiederholt kritisiert und 
verlangt, dass alle wichtigen 
Themen primär in den Aus-
schüssen zu behandeln sind, 
und zwar maximal öffentlich 

– damit die Menschen sehen, 
was im Rathaus geschieht und 
so zu anstehenden Plänen und 
Entscheidungen rechtzeitig 
Stellung beziehen können.

D

Stadtvertretung

BALL weiter-
hin für 
öffentliche
Sitzungen

it den Standorten in
Barmstedt, dem Troc-
kenmilchwerk in Neu-

münster und dem zur Zeit noch 
im Bau befindenden Käsewerk, 
ebenfalls in Neumünster, ist die 
Meierei Barmstedt in Zusam-
menarbeit mit zwei weiteren 
Meiereien aus Schmalfeld und

 Wasbek das „größte Milchwirt-
schaftsunternehmen in Schles-
wig-Holstein”, so die Kieler Nach-
richten Anfang 2017. Die Meie-
rei zählt damit zu den „Schwer-
gewichten in der deutschen Le-
bensmittelbranche”. Der Umsatz
des durch Millionen Steuergel-
dern in Form von Agrarsubven-
tionen geförderten Unterneh-
mens lag 2016 bereits bei jähr-

M

Umweltausschuss berät über Meierei/Käsefabrik 

BALL: Schluss mit dem LKW-Lärm!
lich über 280 Millionen Euro. Im 
Rahmen der bundesdeutschen 
Exportstrategien verdrängt das 
Unternehmen erfolgreich kleine 
Meiereien vom EU-Binnenmarkt 
und verkauft seine Produkte 
mittlerweile auch weltweit, so 
in Asien und Mittelamerika.

Obwohl die negativen Aus-
wirkungen, wie z. B. der enorme
(kostenlose) Wasserverbrauch
und das sehr hohe LKW-Verkehrs-
aufkommen der Barmstedter 
Stadtvertretung bekannt waren, 
genehmigten 2002 und 2006 
FWB, CDU und SPD trotzdem 
den Bau der Meierei in der pro-
blematischen innerstädtischen 
Lage. Die umliegenden Wohn-
gebiete wurden kurzerhand zur 

„Gemengelage” umdeklariert, so 
konnte die höhere Lärmbeläs-
tigung rechtlich im Sinne der 
Meierei abgesichert werden. 
Dass die Meierei zudem keine 
Gewerbesteuern in den Stadt-

haushalt einbringt, wird auch 
gerne verschwiegen.
     Mehrere hundert LKW-Bewe-
gungen gibt es täglich laut einem
Verkehrsgutachten der Stadt auf
der Mühlenstraße. Außerdem 
haben die Anwohner bei Ver-
kehrszählungen (2015) feststel-
len müssen, dass auf dem Firmen-
gelände täglich an die 390 LKW-
Bewegungen stattfinden. Dies ist

verbunden mit Verladegeräu-
schen, Rangieren, Motorleerläu-
fen, Türenschlagen, Bremsentlüf-
tungen und Motorneustarts. Im 
Bereich der LKW-Waage, die
sich direkt vor den Wohnhäu-
sern in der Mühlenstraße befin-
det und auf der die LKW´s vor 
und nach der Beladung gewo-
gen werden, entsteht zusätzli-
cher Lärm wie Aufrücken in der

Schlange und Warten mit Motor-
leerlauf und laufenden Kühlag-
gregaten. 

Der Bebauungsplan aus dem 
Jahre 2002 genehmigte für den
Meiereibetrieb täglich 125 LKW ś
/ 250 LKW-Bewegungen. Auf 
den Internetseiten der Meierei  
sind Produktionszahlen aus dem 
Jahr 2016 veröffentlicht. Danach 
wurden von ca. 900 Landwirten 
878.000 t Milch angeliefert. Mit
der Auslieferung von Käse, But-
ter, Milch, Milch- und Molken-
konzentraten wurden 2016 zu-
sammen ca.1,5 Millionen Tonnen 
mit LKW´s  an- und ausgeliefert. 
Dass dies mit 250 LKW-Bewe-
gungen täglich nicht zu bewäl-
tigen ist, kann man schnell 
nachvollziehen.

Die BALL-Fraktion wird im 
nächsten Umweltausschuss im 
Februar, zu dem Dipl.-Ing. Volker 
Ziegler vom Ingenieurbüro für 
Schallschutz eingeladen wird, 
diesen Tatbestand zur Sprache
bringen und fordern, dass end-
lich umfangreiche Schallmessun-
gen erfolgen und die im B-Plan 
festgesetzten Vorgaben von der 
Meierei eingehalten werden.

um Haushaltsplan der 
Stadt Barmstedt für das 
Jahr 2018 gab die BALL-

Fraktion in der Stadtvertretung 
u. a. folgende Stellungnahme ab:

„Das angesammelte Defizit im
Verwaltungshaushalt soll 6.53 
Mio. Euro Ende 2018 betragen,
wahrscheinlich  weniger durch 
einen verbesserten Jahresabschluss
2017, durch eine Fehlbetragszu-
weisung oder eine größere Unter-
stützung durch die  Stadtwerke. 
Vielleicht wird das Defizit aber

auch größer werden, wenn die 
ungezügelten Marktkräfte auf 
einen Crash zu laufen. Wenn man
die Medien verfolgt, liest man 
über etliche Blasen, die zu platzen
drohen: Immobilien, Bitcoin, Anlei-
henmarkt – es herrscht Ratlosig-
keit, keiner weiß es, aber im Falle 
werden die Auswirkungen bis in 
jedes Dorf gehen. Von der aku-
ten Gefahr eines großen Krieges 
in verschiedenen Regionen ganz 
zu schweigen.
6.5 Mio. Euro Defizit – die Stadt 
Barmstedt kommt aus eigener 

Z

Anliegerbeiträge abschaffen!
Kraft nicht wesentlich aus der Fi-
nanznot heraus. 6.5 Mio. trotz  
relativ guter Konjunktur, trotz 
sehr hoher Steuersätze und viel-
fältiger Gebühren und Beiträge 
der Bürger, trotz hoher Unter-
stützung durch die Stadtwerke,
trotz des Einfrierens und damit
der realen Kürzung aller sog. frei-
willigen Ausgaben für Soziales, 
Schulen, Kultur und Sport seit 
1996. Von etlichen Leerstellen 
im Haushalt ganz zu schweigen: 
z. B. Förderung des sozialen Woh-
nungsbaus für bezahlbare Miet-
wohnungen – Fehlanzeige. Die
Schulkinderbetreuung an den
Grundschulen bedarf der zukunfts-
trächtigen Absicherung, so eine 
angemessene räumliche Unter-
bringung.

Das Haushaltsdefizit wird mit
Sicherheit weiter ansteigen, wenn
die Eltern ihren Rechtsanspruch 
auf einen Kita-Platz wahrnehmen
und die Stadt die Zuschüsse für
die seit langem überfällige neue 
Kita tragen muss. 

Und das Defizit wird weiter 
ansteigen, wenn die geplanten 
wichtigen Investitionen finan-
ziert werden müssen. Z. B. beim 
Straßenausbau: Die BALL hat sich
immer wieder gegen die hohen 
Anliegerbeiträge beim Straßenaus-

bau ausgesprochen. Wir haben
angekündigt, dass wir in Barm-
stedt die Abschaffung der Anlie-
gerbeiträge beantragen werden,
sobald das Gesetz auf Landesebe-
ne in Kraft tritt, das es den Ge-
meinden freistellt Anliegerbeiträ-
ge zu erheben.  Selbstverständ-
lich müssen die Gemeinden, vor 
allem die finanzschwachen, vom 
Land einen entsprechenden Aus-
gleich für den Wegfall der Anlie-
gerbeiträge erhalten. Dafür gibt
es ja auch schon eine ganz schöne
Bewegung.
Die Finanznot vieler Kommunen 
ist groß.  Die BALL akzeptiert 

nicht den finanzielle Rahmen, in 
den durch die Politik der Landes-
und Bundesregierung die Gemein-
den reingepresst werden. Die Ge-
meinden erhalten für die vielfäl-
tigen Aufgaben, die ihnen zuge-
teilt sind, einen zu geringen Anteil
am Gesamtsteueraufkommen 
und dann sind die Gemeinden 
noch den Schwankungen und 
Krisen des kapitalistischen Mark-
tes ausgeliefert. Die BALL kann 
auch nicht die Einschränkungen 
der kommunalen Demokratie ak-
zeptieren. Wenn die Stadtvertre-
ter oftmals nur wählen können, 
ob sie Leistungen streichen oder 

den Bürgern Mehrbelastungen 
aufdrücken, dann ist der freie Ent-
scheidungsspielraum kaum gegeben.  

Zu den diesjährigen Haushalts-
beratungen gibt es eine passende
öffentliche Diskussion: Cum-ex
und cum-cum-Skandale, Panama
Papers, Paradise Papers. Es gibt 
einen einfachen Slogan: Die Löcher
in den Haushalten der Kommunen

– das sind die nicht gezahlten Steu-
ern der Konzerne und  Superreichen.

U. a. Verdi , die LINKE, attac 
oder Wohlfahrtsverbände haben
wiederholt vorgerechnet, wieviele
Milliarden Euro auch den Gemein-
den jährlich mehr zur Verfügung 
stehen könnten, wenn der Staat 
ernsthaft gegen Steuerhinterzie-
hung im großen Stil oder gegen 
die Reinwaschung von jährlich 
100 Mrd. Euro aus organisierter 
Kriminalität und Verbrechen vor-
ginge. Oder wenn die legalen Steu-
erfluchtmöglichkeiten, die von den
multinationalen Konzernen genutzt
werden, unterbunden würden. 
Ganz zu schweigen von weiteren
vielen Milliarden, die durch eine 
Erhöhung der Spitzensteuersätze
auf Millioneneinkommen oder ei-
ne Vermögensabgabe auf gigan-
tische Vermögen eingenommen 
werden könnten. Es bedarf ei-
ner erheblichen Bewegung für
einen grundlegenden Politik-
wechsel, bei dem nicht die In-
teressen des ganz großen Gel-
des im Vordergrund stehen.“

D

BALL lehnt Strompreis-
erhöhung ab
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Straßenausbaubeiträge:

Widerstand formiert sich 
ult-Cowboy Lucky Luke 
schießt bekanntlich 
schneller als sein Schat-

ten. Jetzt haben die USA einen 
zukünftigen Präsidenten, der 
etwas Ähnliches fertig bringt: 
Sein Mund redet schneller als 
sein Gehirn denkt!

Mit Lügen, Verleumdungen 
und mit Pöbeleien aber ohne 
fundierte Programmatik hat 
Donald Trump die Wahl ge-
wonnen. Er hat sich sozusagen 
an die Macht getrumpelt. 
Rechte, nationalistische und 
erzkonservative Kräfte in den 
USA und auch in Europa jubeln. 
Da macht es auch nichts, dass 
Trump schon nach kurzer Zeit 
in einigen Punkten zurück 
rudern musste (z.B. Mauerbau 
gegen Mexiko, Ausweisung 
von „Illegalen“). Jetzt liegt die 
Vorschlagsliste für die künftige 
US-Regierung vor und sie liest 
sich wie die Darstellerliste 
eines Horrorfilms. Langjährige 
Kumpane, klerikale Hardliner 
und Milliardäre sowie die direk-
ten Vertreter aus der „wall-
street“ sollen Amerika wieder 

„groß machen“. Koordiniert von 
dem Chefstrategen Stephen 
Bannon, einem bekennenden 
Rechtsradikalen.

Welche Auswirkungen das
Ganze haben wird, ist im Ein-
zelnen noch nicht abzusehen.
Aber klar ist jetzt schon: Innen-
politisch wird das Land weiter 
zerrissen werden, die Schere 
zwischen arm und reich wird 
weiter auseinander gehen, eine
weitere Aufstockung der astro-
nomischen Rüstungsausgaben
ist angekündigt. Es ist zu be-
fürchten, dass die USA konkre-
te Maßnahmen zum Klima-
schutz verhindern werden. Wel-
che außenpolitischen Folgen 
Trumps Kurs haben wird, ist 
noch nicht genau zu erkennen. 

m 13.12.2016 beschlos-
sen CDU, FWB, SPD und
Grüne in der Stadtvertre-

tung die Straßenausbauprogram-
me für den Weidkamp und die 
Gebrüderstraße. Die BALL-Frak-
tion stimmte dagegen. Wir sind 
selbstverständlich nicht gegen 
die Erneuerung der Straßen und 
der Kanalisation, aber gegen die 
erhebliche finanzielle Heranzie-
hung der Anwohner.

In Baden Württemberg, Ber-
lin und neuerdings in Hamburg 
werden keine Straßenausbau-
beiträge erhoben. In einigen an-
deren Bundesländern ist es den 
Städten freigestellt. Die BALL-
Fraktion lehnt die Erhebung ab, 
da nach unserer Auffassung der 
Straßenausbau aus der KFZ-

und Mineralölsteuer sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Anfang November berichte-
te die „Barmstedter Zeitung“un-
ter der Überschrift: „Zoff um 

Straßenbau – der Widerstand 
formiert sich” über die hohen 
Ausbaubeiträge in den verschie-
denen Elmshorner Strassen. Für 
ca. 1.000 Quadratmeter-Grund-
stücke sollen die Anwohner zwi-
schen 9.000.- bis 11.000.- Euro 

aufbringen. Ein Anwohner, des-
sen Eckgrundstück gleichzeitig 
an drei neu auszubauenden 
Straßenzügen liegt, soll jetzt 
39.500.- Euro bezahlen. 

In Neumünster haben betrof-
fene Anlieger im Internet eine 

Petition an die Kieler Landesre-
gierung auf den Weg gebracht. 
Inzwischen wurde die Petition 
von weit mehr als der erforder-
lichen Unterstützeranzahl unter-
zeichnet. Jetzt ist die Landes-
regierung gezwungen sich mit 
der Petition zu befassen. (www. 
openpetition.de/petition/online/
abschaffung-strassenbaubeitraege-
in-schleswig-holstein-keine-staatlich-
angeordnete-existenzgefaehrdung)

Die Barmstedter Stadtvertre-
tung hat zudem gegen die Stim-
men der BALL-Fraktion eine wei-
tere Erhöhung der Straßenaus-
baubeiträge beschlossen. Bei 
der Erneuerung von „Anlieger-
straßen” sollen die Beiträge für 
die Grundstückseigentümer von 
75% auf 85%, bei „Haupter-
schließungsstraßen” von 50% 
auf 55% und bei „Hauptverkehrs-
straßen” von 25% auf 35% her-
aufgesetzt werden. Nach diesen 
neuen Sätzen wird aber erst ab 
2019 abkassiert, also nach der 
nächsten Kommunalwahl. Der 
Ausbau der derzeit bereits in 
Planung oder im Bau befind-
lichen Straßenzüge fällt somit 
nicht unter diese Erhöhung.

A
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An die Macht
getrumpelt

Barmstedter Linke Liste zum Bebauungsplan 72:

Stadtentwicklung behutsam 
D ie BALL-Fraktion hat dem 

Aufstellungsbeschluss für 
den B-Plan 72 für den 

Bereich Düsterlohe/Bornkamp 
(ehemalige Baumschulgebiete 
östlich und nördlich der Sport-
plätze) nicht zugestimmt: Die 
BALL steht grundlegend zum 
Grundsatzbeschluss der Stadt-
vertretung, dass B-Pläne dort
aufzustellen sind, wo die Stadt 
im Besitz der Flächen ist und wo 
ein städtebauliches Erfordernis 
besteht. Die Flächen sind nicht 
im Besitz der Stadt, und damit 
erübrigt sich eigentlich alles 
Weitere. Ziel des Grundsatzbe-
schlusses war es u. a., dass die 
Stadt vom Bodenwertzuwachs-
gewinn, der durch die Bauland

ausweisung entsteht, einen An-
teil erhält. 

Die BALL spricht sich aber 
auch gegen eine unkontrollierte 
großflächige Baulandausweisung 
im Randbereich aus - auf jeden 

Fall gegen eine Bebauung des 
nördlichen Bereichs im B-Plan 
72 (Teil B) an der Düsterlohe.

Folgende Gründe:

1. Die kommunalen Infrastruk-
tur-Folgekosten sind unbekannt, 
wahrscheinlich aber werden sie
höher liegen als die Steuer-Mehr-

einnahmen und damit die Finanz-
not der Stadt vergrößern. Ein 
Gutachten der Stadt Wedel 
(„Fiskalische Wirkungsanalyse“) 
plädiert deshalb für eine behut-
same Stadtentwicklung.

2. In Barmstedt gibt es inzwi-
schen weitere B-Pläne, Woh-

nungsbauprojekte und Baustel-
len im innerstädtischen Bereich, 
die erst einmal abgearbeitet 
werden müssen.
 
3. In den nächsten 10 - 20 
Jahren wird es sehr großen 
innerstädtischen Modernisie-
rungs- und Erneuerungsbedarf 

K

Strompreise steigen
ie Stadtvertretung beschloss auf ihrer Dezember-Sitzung 
eine Erhöhung der Strompreise ab 1.2.2017 um etwa 1.2 
%. Dabei blieben die Arbeitspreise unverändert, jedoch 

wurden die Grundpreise angehoben. Die BALL-Fraktion stimmte 
gegen die Erhöhung. „Im letzten vorliegenden Jahresergebnis 
erzielen die Stadtwerke insgesamt 
in der Stromsparte einen Gewinn 
von rund 759.000,– Euro, und 2016 
sieht es auch nicht schlecht aus. 
Da passt eine Erhöhung schlecht 
in die Landschaft“, so BALL-Frak-
tionssprecher Dr. Günter Thiel.

geben, der aus stadtplanerischer 
Sicht vorrangig zu lösen ist (z. B. 
Reihen-, Einfamilienhäuser und 
Genossenschaftswohnungen der 
50er, 60er-Jahre mit oftmals gro-
ßen Grundstücken), bevor in die 
Fläche hinein gebaut wird.

4. Es besteht vor allem Bedarf an 
bezahlbaren kleineren Mietwoh-
nungen für ältere Menschen und 
für Single-Haushalte, und diese 
sollten eher im innerstädtischen 
Bereich entstehen. 

Immer wieder auf der Tagesordnung:

Es fehlen Kita-Plätze 
eit langem weist die BALL
daraufhin, dass die Schaf-
fung eines weiteren Kin-

dergartens in Barmstedt in An-
griff zu nehmen ist. Die neues-
ten Zahlen aus unserer Stadt be-
stätigen dieses.

Auf der kurzfristig einberufe-
nen, außerordentlichen  Sitzung 
des Sozialausschusses am 28. 
November informierte die Stadt-
verwaltung über den aktuellen 
Stand bei den Kitas. Demnach 
stehen 43 Kinder auf der War-

teliste für einen Krippenplatz 
zum 01.08.2017, dem Beginn 
des neuen Kindergartenjahres 
(Stand 17.11.2016). Bei den 
„Regelkindern“ist die Situation 
ähnlich prekär.

Da für das Jahr 2017 bei 
Kreis und Land keine Zuschüsse 
für einen Neu- oder Umbau 
mehr beantragt werden können, 
müssen kurzfristig andere 
Lösungen her. Für die Betreuung 
von Krippenkindern soll der 
Einsatz von Tagesmüttern und 

–vätern erweitert werden.
Perspektivisch ist nach Auf-

fassung der BALL jedoch der Bau 
eines weiteren Kindergartens 
mit Krippenbetreuung notwen-
dig. Bei der Ausweisung und 
Planung von Neubaugebieten 
muss dieses berücksichtigt wer-
den. Die Stadtverwaltung ist 
aufgefordert hier rechtzeitig 
nach einem möglichen Träger 
Ausschau zu halten sowie für die 
Finanzierung zu sorgen und die 
Kreis- und Landeszuschüsse zu 

beantragen. 
Von der Landespolitik erwar-

ten wir, dass die Kommunen bei 
den Kita-Folgekosten erheblich 
mehr entlastet werden und dass 
endlich die Elternbeiträge abge-
schafft werden, und zwar sofort 
und nicht nur als Wahlkampfan-
kündigung für die ferne Zukunft.
Im ersten Schritt muss es zumin-
dest den gebührenfreien Halb-
tagsplatz für alle geben, so wie 
es in Hamburg seit geraumer 
Zeit der Fall ist.

„Ich fürchte, Amerika wird 
ausgeblutet werden und 
seine Leute werden sich 
bereichern.  Das war unter 
Bush so und das wird unter 
ihm auch so sein.“

(Walter Sittler, Schauspieler, 
mit deutschem und US-
Pass zur Präsidentschaft 
von Trump)

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 

R

Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.

E

„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig

Dr. Günter
Thiel

Helmut
Welk

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 
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Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.

E

„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.
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Thiel
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Müllverbrennungsanlage in Bützfleth (Stade)

Giftschleuderbau verhindern! 
m Bützfleth bei Stade ist 
der Bau einer gigantischen 
Müllverbrennungsanlage 

(MVA) geplant. Jährlich sollen 
dort mehr als 200.000 Tonnen 
Müll durch den Schornstein ge-
jagt werden. Das ist das Zwei-
einhalbfache der Müllmenge, die 
in der MVA Tornesch-Ahrenlohe 
(80 000 t) verfeuert wird. Der 
Müll, der in der MVA Bützfleth 
verbrannt werden soll, entspricht
den 10-fachen Müllkapazitäten 
des gesamten Landkreises Stade 
und soll per Schiff, Bahn und 
LKW nach Bützfleth transportiert 
werden. 

Nach derzeitigem Kenntnis-
stand sollen z. B. Hausmüll, Ge-
werbemüll, Industriemüll wie 
kontaminierte Industriefilter und 
Klärschlamm verbrannt werden. 
Diese verschiedensten Sorten 
Müll enthalten Schwermetalle 
aus Farben, Pigmenten und Stabi-
lisatoren. Außerdem ist der Müll
voller Halogene aus Weichma-
chern (in Kunststoffen enthalten),
Flammschutz- und Konservie-
rungsmitteln sowie aus vielen an-
deren Stoffen, die Vorstufen zu 
noch gefährlicheren giftigen Ver-
bindungen sind, die während der
Verbrennung entstehen können.
Der Müll soll aus dem In-, vor-
wiegend aber aus dem Ausland 
angeliefert werden. Dadurch, ist 
eine konkrete Risikobewertung 
der zu verbrennenden Inhalts-
stoffe und der entstehenden 
Abgase so gut wie unmöglich. 
Diese Produkte der Verbrennung 
gehen in unsere Haut, unser Ner-

ven- und Immunsystem. Die ent-
stehenden Feinstäube werden 
über die Lunge aufgenommen 
und verteilen sich über die Blut-
bahn in die Organe und können 
dort Krebs auslösen. Feinstäube 
und andere unzählige Reakti-
onsprodukte breiten sich – mo-
bilisiert und fein verteilt – nicht 
mehr rückholbar in der Umwelt 
und Natur aus. Damit gelangen 
sie auch in die Nahrungskette 

und letztlich beim Menschen. 
Zudem entstehen bei der Ver-
brennung Asche, Schlacke und 
giftige Filterstäube.

Der in Deutschland und der 
EU geltende Grenzwert für Fein-
staub liegt weit über den Em-
pfehlungen der Weltgesundheits-
organisation WHO. Auch die 
Ärzte in Lungenfachkliniken hal-
ten die deutschen Grenzwerte 
für zu hoch. Sie weisen darauf 

hin, dass durch Feinstaub Krank-
heiten wie Asthma, Neurodermi-
tis , chronische Bronchitis , ge-
störte Lungenfunktionen u.v.m. 
hervorgerufen werden können. 
Sie beobachten sogar Schädi-
gungen des ungeborenen Lebens
durch Feinstaub. 

Die entstehenden Abgase 
werden mittels eines ca.100 Me-
ter hohen Schornsteins in einem
sehr großen Radius weitrei-
chend in die Atmosphäre verteilt.
Weite Teile des Kreises Pinne-
berg werden von der Giftschleu-
der betroffen sein, so auch der 

„Erholungsort” Barmstedt.
Viele umliegende Gemeinden 

auf beiden Seiten der Elbe weh-
ren sich gegen die zu erwarten-
den Umweltbelastungen. Der 
Stader Kreistag hat per Resoluti-
on einstimmig das Bemühen der 
Stadt Stade, die MVA zu ver-
hindern, unterstützt. Die Stader 
Verwaltung, Obstbauern und 
Bützflether Bürger klagen gegen 
das Genehmigungsverfahren. 
Im Kreis Pinneberg werden die 
Klagen finanziell von Seester-
mühe und der Stadt Uetersen 
unterstützt. Im Kreistag laufen 
Diskussionen zur Vorbereitung 
einer Resolution.

Die BALL-Fraktion hat im 
Umweltausschuss über die ge-
plante Müllverbrennungsanlage 
informiert und vorgeschlagen, 
auf der nächsten Stadtvertreter-
sitzung im Februar 2018 eine 
gemeinsame Resolution zu 
verabschieden.

I

it dem Appell „abrüs-
ten statt aufrüsten“ 
haben sich im Novem-

ber vier Gewerkschaftsvorsit-
zende, ein Nobelpreisträger, 
führende Vertreter und Vertre-
terinnen der Friedens- und Um-
weltbewegung, Künstler/innen, 
Wissenschaftler/innen, Engagier-
te aus den Bewegungen für eine 
gerechte Welt an die Öffentlich-
keit gewendet. Der Appell warnt 
vor weiterer Aufrüstung und 
fordert Abrüstung zur Lösung 
der gesellschaftlichen Herausfor-
derungen. Alle sind aufgerufen, 
ihn zu unterzeichnen, weiterzu-
verbreiten und Unterschriften 
zu sammeln.

Hier der Aufruf:

Abrüsten statt 
aufrüsten !
Die Bundesregierung plant, die 
Rüstungsausgaben nahezu zu 
verdoppeln, auf zwei Prozent 
der deutschen Wirtschaftsleis-
tung (BIP). So wurde es in der 
NATO vereinbart.

Zwei Prozent, das sind 
mindestens weitere 30 Milliar-
den Euro, die im zivilen Bereich 
fehlen, so bei Schulen und 
Kitas, sozialem Wohnungsbau, 
Krankenhäusern, öffentlichem 
Nahverkehr, kommunaler Infra-
struktur, Alterssicherung, ökolo-
gischem Umbau, Klimagerechtig-
keit und internationaler Hilfe zur 
Selbsthilfe. Auch sicherheitspoli-
tisch bringt eine Debatte nichts, 
die zusätzlich Unsummen für die 
militärische Aufrüstung fordert. 
Stattdessen brauchen wir mehr 
Mittel für Konfliktprävention 
als Hauptziel der Außen- und 
Entwicklungspolitik .

Militär löst keine Probleme. 
Schluss damit. Eine andere Poli-
tik muss her.
Damit wollen wir anfangen: 
Militärische Aufrüstung stoppen, 
Spannungen abbauen, gegen-
seitiges Vertrauen aufbauen, 
Perspektiven für Entwicklung 
und soziale Sicherheit schaf-
fen, Entspannungspolitik auch 
mit Russland, verhandeln und 
abrüsten.

Diese Einsichten werden wir 
überall in unserer Gesellschaft 
verbreiten. Damit wollen wir 
helfen, einen neuen Kalten Krieg 
abzuwenden.

Keine Erhöhung der Rüs-
tungsausgaben – Abrüsten 
ist das Gebot der Stunde.

Erstunterzeichner sind 
neben anderen
Dr. Wolfgang Biermann, Initia-
tive neue Entspannungspolitik 
JETZT! | Frank Bsirske, Vorsitzen-
der von ver.di | Annelie Bunten-
bach, Mitglied des Geschäfts-
führenden Bundesvorstandes 
des DGB | Prof. Paul J. Crutzen, 
Atmospheric Chemistry and 
Climate Research, Nobel Lau-
reate 1995 | Reiner Hoffmann, 
DGB-Vorsitzender | Alex Rosen, 
Vorsitzender IPPNW Deutsch-
land | Michaela Rosenberger, 
Vorsitzende der Gewerkschaft 
Nahrung Genuss Gaststätten 
(NGG) | Marlis Tepe, Vorsitzende 
der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) | Barbara 
Unmüßig, Vorstand der Heinrich 
Böll Stiftung | Konstantin We-
cker, Musiker, Komponist

Unterzeichnen kann man den 
Aufruf u.a. im Internet auf der 
Seite: www.abruesten.jetzt
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BALL: Eltern bei Schul- 
kosten entlasten!

m Schulausschuss hat die 
BALL-Fraktion beantragt in 
den Schulen die Mittel für 

Lern- und Lehrmittel um 20 % 
aufzustocken. Hintergrund des 
Antrags ist, dass die Ansätze 
seit vielen Jahren nicht erhöht 
wurden und damit angesichts 
von Preissteigerungen real um 
30, 40 % gekürzt wurden. Ziel 
des BALL-Antrags war es, die 
Eltern bei der Finanzierung von 
Lernmitteln, „Verbrauchsmate-
rialien“ usw. zu entlasten. Doch 
eine Mehrheit im Ausschuss von
CDU, FWB, SPD und Grünen leh-
nte den BALL-Antrag ab. Zur Zeit
erhebt die Stadt aufgrund einer
BALL-Anfrage genaue Daten, wie-
viel die Eltern an den verschie-

denen Schulen im Jahr hinzuzah-
len. Dann wird es einen erneuten 
Anlauf der BALL geben, die „Lern-
mittelfreiheit“ in den Barmsted-
ter Schulen tatsächlich umzuset-
zen und so vor allem einkom-
mensschwächere Familien und 
Alleinerziehende zu entlasten.

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 
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Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.
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„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig

E

Neuer Kindergarten im Westen der Stadt:

Keine weiteren Verzögerungen! 
s hat lange gedauert, 
aber nun soll endlich eine 
weitere Kindertagesstät-

te gebaut werden. Diese Maß-
nahme ist seit langem überfällig, 
denn die Wartelisten für Plätze 
sind immer länger geworden. Es 
gibt einen Rechtsanspruch auf 
einen Kita- und Krippenplatz.

Vor Weihnachten hat die Freie 
Wählergemeinschaft Barmstedt 
(FWB) verkündet, der Bau der 

Kita „findet unsere vollste Un-
terstützung“. Die Formulierung 
hätte aber heißen müssen „fin-
det endlich unsere vollste Unter-
stützung“. Der zusätzliche Be-
darf an Plätzen in Elementar- 
und Krippengruppen hat sich 
schon vor Jahren abgezeichnet.
Wenn darauf gebaut wird zusätz-
liche Baugebiete auszuweisen
und die Einwohnerzahl in Barm-
stedt zu erhöhen, ist es nur fol-

gerichtig auch die Infrastruktur 
weiter zu entwickeln. Und dazu 
gehören nun mal auch Kinder-
gärten.

Die BALL hatte in den letzten 
fünf Jahren immer wieder den 
Bau einer weiteren Kita gefor-
dert. Diese Forderung fand in 
den zuständigen Ausschüssen 
von Seiten der FWB, aber auch 
von den anderen Fraktionen 
keine ernsthafte Unterstützung. 
Und erst jetzt, wo die Warteliste 
knapp 100 Namen umfasst, gibt 
es auch von den anderen Rat-
hausfraktionen Zustimmung.

Aber auch das ging und geht 
nicht reibungslos über die Bühne. 
Ursprünglich war für den Neubau 
ein Areal im Neubaugebiet 
„B72-b“ (östlich des SSV-Sport-
platzes) vorgesehen. In Sitzun-
gen des Bauausschusses wurde 
dieses Vorhaben jedoch mehr-
fach von der FWB torpediert, 
indem immer neue Vorschläge 
auf den Tisch gelegt wurden. 

Letztlich wurde als Alterna-
tivstandort ein städtisches Ge-
lände Ecke Düsterlohe/Große 
Gärtnerstraße, das jetzt vom 
Kreisjugendring genutzt wird, als 

weitere Möglichkeit ins Spiel 
gebracht.

Gegen diesen Standort gibt 
es von Seiten der Anwohner 
berechtigte Einwände. Sie sind 
der Meinung, – dass die Kita in 
das neue Wohngebiet gehört
– dass eine Kita an der vielbe-
fahrenen Großen Gärtnerstraße 
nicht optimal ist und – der gut 
besuchten Jugendbildungsstät-
te kein Gelände abgeknapst 
werden sollte.

Durch die derzeitige 
Prüfung des neuen Alternativ-
standorts darf nach Meinung 
der BALL die Planung und Vor-
bereitung für den Neubau nicht 
noch weiter verzögert werden! 

Und dann muss sich die 
Stadt mit der Frage befassen, 
wieviele weitere Kita-Plätze 
benötigt werden, wenn die 
Wohnungsbauten in der Gebrü-
derstraße („Papier-Schmidt“) 
und bei der GENO-Mühle 
abgeschlossen sind und die B-
Pläne an der Gr. Gärtnerstraße 
(ehemalige Baumschule) und 
an der Düsterlohe bebaut sind. 


